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A. Problem und Regelungsbedürfnis 

Nach Artikel 99 Abs. 3 Satz 1 der Verfassung des Freistaats Thüringen und§ 30 Abs. 1 der Thüringer 

Landeshaushaltsordnung hat die Landesregierung den Entwurf des Thüringer Haushaltsgesetzes mit 
dem Entwurf des Landeshaushaltsplans in den Landtag einzubringen. Der Landeshaushaltsplan wird 

durch das Thüringer Haushaltsgesetz festgestellt. 

Durch den Landeshaushaltsplan wird der Finanzbedarf festgelegt, der zur Erfüllung der Aufgaben des 

Landes im Haushaltsjahr voraussichtlich erforderlich ist. Er bildet die Grundlage für die Haushalts­
und Wirtschaftsführung und ermächtigt die Verwaltung, Einzahlungen anzunehmen, Ausgaben zu· 

leisten und Verpflichtungen einzugehen. 

8. Lösung 

Die Landesregierung legt dem Landtag den nachstehenden Entwurf eines Thüringer Haushaltsgeset­

zes 2025 mit dem Entwurf des Landeshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 2025 zur Beschlussfas­
sung vor. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Kosten 

Für Druck und Versand der Haushaltspläne werden für das Land Kosten in Höhe von etwa 

13.900 Euro entstehen. 

E. Zuständigkeit 

Federführend ist das Finanzministerium. 
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zusammen mit dem 

"Entwurf des Landeshaushaltsplans 2025 - Gesamtplan - (Haushaltsübersich­
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mit der Bitte um Bratung durch den Landtag. 

Die gedruckten Entwürfe des Haushaltsgesetzes nebst Gesamtplan und Über­
sichten sowie die Eihzelpläne werden dem Landtag durch das Finanzministe­
rium unmittelbar zugestellt. 
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Thüringer Gesetz 
über die Feststellung des Landeshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 2025 

(Thüringer Haushaltsgesetz 2025 -ThürHhG 2025-) 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 
Feststellung des Landeshaushaltsplans 

Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte Landeshaushaltsplan wird in Einnahmen und Ausgaben für 

das Haushaltsjahr 2025 auf 13.750.507.500 Euro festgestellt. 

§2 
Kreditermächtigungen und Haushaltsausgleich 

(1) Das für Finanzen zuständige Ministerium wird ermächtigt, Kredite, die der Erneuerung der im 

Haushaltsjahr 2025 zu tilgenden Kredite dienen, in Höhe von 764.000.000 Euro aufzunehmen. Es 

wird darüber hinaus ermächtigt, Kredite vorzeitig zu tilgen, soweit dies durch Kreditkündigungen oder 
zur Erlangung günstigerer Kreditbedingungen erforderlich wird. Die Kreditermächtigung nach Satz 1 

erhöht sich in Höhe der vorzeitig getilgten Beträge. Das für Finanzen zuständige Ministerium wird 

ermächtigt, über die Ermächtigung nach Satz 1 hinaus Kredite bis zur Höhe von 500.000.000 Euro 

aufzunehmen, die der Erneuerung der im Haushaltsjahr 2025 zu tilgenden und im Haushaltsjahr 2024 
aufgenommenen kurzfristigen Kredite dienen, soweit diese wegen Ihrer kurzfristigen Aufnahme und 

Unvorhersehbarkeit nicht im Kreditfinanzierungsplan des Haushaltsjahrs nach Teil III der Anlage ent­

halten sind. Über die erfolgte Kreditaufnahme nach Satz 4 unterrichtet das für Finanzen zuständige 

Ministerium den Haushalts- und Finanzausschuss des Landtags. 

(2) Der Haushaltsvollzug des Haushaltsjahrs ist so zu gestalten, dass das kassenmäßige Jahreser­

gebnis hinsichtlich der tatsächlich eingegangenen Einnahmen (Ist-Einnahmen) und der tatsächlich 

geleisteten Ausgaben (Ist-Ausgaben) ausgeglichen ist. Zeichnet sich während des Haushaltsvollzugs 
des Haushaltsjahrs ab, dass die Ist-Einnahmen die Ist-Ausgaben übersteigen, kann das für Finanzen 

zuständige Ministerium zur Herstellung des Ausgleichs von der Inanspruchnahme der Kreditermäch­

tigung nach Absatz 1 absehen oder Mittel an eine allgemeine Haushaltsausgleichsrücklage oder an 

eine allgemeine Rücklage für Investitionen zuführen. Eine Kombination der Maßnahmen ist möglich. 

Zeichnet sich während des Haushaltsvollzugs des Haushaltsjahrs ab, dass die Ist-Ausgaben die Ist­

Einnahmen übersteigen, kann das für Finanzen zuständige Ministerium zur Herstellung des Aus­

gleichs die erforderlichen Mittel aus den nach Satz 2 gebildeten Rücklagen dem Landeshaushalt zu­

führen. Aus den nach Satz 2 gebildeten Rücklagen können dem Landeshaushalt auch Mittel zugeführt 

werden, wenn und insoweit dies erforderlich ist, um als Deckungsmittel für in Anspruch genommene 

Ausgabereste aus Vorjahren im Sinne des § 45 Abs. 3 Halbsatz 2 der Thüringer Landeshaushalts­

ordnung (ThürLHO) zu dienen. 

(3) Das für Finanzen zuständige Ministerium wird ermächtigt, zur Verstärkung der Betriebsmittel je­

weils kurzfristige Kredite (Kassenkredite) bis zur Höhe von 12 Prozent des in§ 1 für das Haushaltsjahr 

festgestellten Betrags aufzunehmen. Zusätzlich zu diesen Kassenkrediten darf es im Haushalts­

jahr 2025 zur Deckung eines nicht vorhergesehenen Liquiditätsbedarfs Termingeschäfte mit Kredit­

instituten jeweils bis zu einem Betrag von 100.000.000 Euro abschließen. 



(4) Der Zeitpunkt der Kreditaufnahme ist nach der Kassenlage, den jeweiligen Kapitalmarktverhält­
nissen und den gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen zu bestimmen. 

(5) Das für Finanzen zuständige Ministerium wird ermächtigt, ab 1. Oktober 2025 im Vorgriff auf die 
Kreditermächtigung für Kredite, die der Erneuerung der im Haushaltsjahr 2026 zu tilgenden Kredite 

dienen, Kredite bis zur Höhe von 20 Prozent des in Absatz 1 Satz 1 für das Haushaltsjahr festgestell­
ten Betrags aufzunehmen. Diese Kredite sind auf die entsprechende Kreditermächtigung des nächs­
ten Haushaltsjahrs anzurechnen. 

(6) Die in § 18 Abs. 7 ThürLHO dem für Finanzen zuständigen Ministerium erteilte Emiächtigung 
wird dahingehend begrenzt, dass das Nominalvolumen aller ergänzenden Verträge 50 Prozent der 
Kreditmarktschulden am Ende des jeweils vorangegangenen Haushaltsjahrs nicht übersteigen darf. 

(7) Soweit die Kreditermächtigung nach Absatz 1 nicht in Anspruch genommen wird, kann sie durch 
das für Finanzen zuständige Ministerium über das Haushaltsjahr hinaus bis zum Ende des zweit­
nächsten Haushaltsjahrs übertragen werden. 

§3 
Deckungsfähigkeit 

(1) Über die Regelungen des§ 20 Abs. 1 Nr. 1 ThürLHO hinaus sind gegenseitig deckungsfähig: 
1. innerhalb eines Einzelplans jeweils die Ausgaben der Hauptgruppe 4 mit Ausnahme der Titel der 

Obergruppe 41 des Kapitels 01 01 untereinander und mit den Ausgaben der Titel der Grup­
pen 511, 525 und 527, 

2. innerhalb eines Kapitels jeweils die Ausgaben der Hauptgruppe 5 mit Ausnahme der Titel der 
Gruppe 529. 

Sofern Ausgabeansätze in Titelgruppen nach Satz 1 mit Deckungsmitteln verstärkt werden, stehen 
sie zur Deckung innerhalb der Titelgruppe nicht mehr zur Verfügung. Ausgabeansätze, die innerhalb 
der Titelgruppe durch Deckungsmittel verstärkt werden, stehen zur Deckung nach Satz 1 außerhalb 
der Titelgruppe nicht zur Verfügung. 

(2) Die Ausgaben der Hauptgruppen 7 und 8 der Kapitel 18 01 bis 18 25 sind gegenseitig deckungs­
fähig. Die festgesetzten Gesamtausgaben der jeweiligen Baumaßnahme sind grundsätzlich verbind­
lich. Die Ausgaben der Hauptgruppe 5 der Kapitel 18 01 bis 18 25 sind gegenseitig deckungsfähig. 

(3) Die Ausgaben der Hauptgruppe 5 der Kapitel 16 02 bis 16 20 sind gegenseitig deckungsfähig. 
Die Ausgaben der Hauptgruppe 8 der Kapitel 16 02 bis 16 20 sind gegenseitig deckungsfähig. 

(4) Innerhalb eines Kapitels sind die Ausgaben bei den Titeln der Gruppe 811 zugunsten von Titeln 
der Gruppe 518 einseitig deckungsfähig. 

(5) Die Deckungsfähigkeit setzt voraus, dass zwischen den jeweiligen Ausgaben oder den jeweiligen 
Verpf.lichtungsermächtigungen ein verwaltungsmäßiger oder sachlicher Zusammenhang besteht oder 

eine wirtschaftliche und sparsame Verwendung gefördert wird. Die Deckungsfähigkeit ist ausge­
schlossen, wenn ein Titel oder eine Verpflichtungsermächtigung einer Verfügungsbeschränkung un­
terliegt. 



§4 
Zweckgebundene Rücklagen 

(1) Einnahmen, die aufgrund der bindenden Vorgabe Dritter mit einer besonderen Zweckbestim­
mung versehen sind, werden zweckgebundenen Rücklagen zugeführt, sofern im Haushaltsjahr ent­

sprechende Ausgaben nicht oder nicht in voller Höhe zur Erfüllung der Zweckbindung getätigt werden 

können. 

(2) Die Entnahme aus den Rücklagen erfolgt, 
1. wenn und Insoweit dies erforderlich ist, um als Deckungsmittel für in Anspruch genommene Aus­

gabereste aus Vorjahren im Sinne des§ 45 Abs. 3 Halbsatz 2 ThürLHO zu dienen, 
2. wenn und insoweit dies erforderlich ist, um als Deckungsmittel für eine Rückzahlung einer zweck-

gebundenen Einnahme zu dienen, oder 
3. sofern Ausgaben nach den Nummern 1 und 2 dauerhaft nicht geleistet werden. 

(3) Zuführungen zu und Entnahmen aus zweckgebundenen Rücklagen in diesem Sinne bedürfen 

der Einwilligung des für Finanzen zuständigen Ministeriums. 

§5 
Wirtschaftlichkeitsberechnungen, Finanzierungen 

(1) Bei lnvestitidnsvorhaben ist durch Kosten-Nutzen-Untersuchungen, Markterkundungsverfahren 
oder dynamische Wirtschaftlichkeitsberechnungen die wirtschaftlichste Form der Errichtung, der Fi­
nanzierung und des Betriebs festzustellen und durchzuführen. Die Investitionsvorhaben sind durch 
Erfolgskontrollen zu begleiten und abzuschließen. Beim Vergleich herkömmlicher Finanzierungsarten 
mit alternativen Finanzierungsmodellen sind neben den direkten geldlichen und unmittelbar messba­

ren Größen auch gesamtwirtschaftliche Faktoren zu berücksichtigen. 

(2) Bei Bauinvestitionen kann das für Finanzen zuständige Ministerium mit Einwilligung des Haus­
halts- und Finanzausschusses des Landtags nach Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen nach Absatz 1 
abweichend von den im Landeshaushaltsplan ausgebrachten Ausgabeansätzen und Verpflichtungs­
ermächtigungen rechtliche Verpflichtungen für Projekte mit alternativen Finanzierungsformen zulas­

sen. 

§6 

Über- und außerplanmäßige Ausgaben 
und Verpflichtungsermächtigungen 

(1) Der Betrag nach§ 37 Abs. 1 Satz 4 ThürLHO wird auf 4.000.000 Euro festgesetzt. 

(2) Der Betrag für die nach § 37 Abs. 4 Halbsatz 1 ThürLHO dem Landtag vierteljährlich mitzuteilen­

den über- und außerplanmäßigen Ausgaben wird auf 50.000 Euro festgesetzt. 

(3) Für über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen nach § 38 Abs. 1 Satz 2 
ThürLHO gilt Absatz 1 entsprechend, wenn ein Jahresbetrag einer Verpflichtungsermächtigung den 

Betrag von 4.000.000 Euro überschreitet. 



§7 
Personalwirtschaftliche Regelungen 

(1) Das für Finanzen zuständige Ministerium wird ermächtigt, haushaltsmäßige Bestimmungen zu 

treffen, die aufgrund gesetzlicher Änderungen oder Änderungen im Tarifvertragsrecht erforderlich 
sind, insbesondere die Stellenpläne und Stellenübersichten zu ergänzen. 

(2) Das für Finanzen zuständige Ministerium wird ermächtigt, Planstellen oder Stellen zu schaffen 
oder umzuwandeln, soweit und solange hierfür Mittel von dritter Stelle zur Verfügung gestellt werden. 

(3) Das für Finanzen zuständige Ministerium wird ermächtigt, für bislang außerhalb des Stellenplans 
geführte Landesbedienstete oder Bedienstete von Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öf­
fentlichen Rechts, soweit diese bisher aus dem Landeshaushalt finanziert werden, die Stellenpläne 
und Stellenübersichten zu ergänzen, soweit dies im Zusammenhang mit organisatorischen Maßnah­
men steht und eine sparsame und wirtschaftliche Mittelverwendung sichergestellt ist. 

(4) Das für Finanzen zuständige Ministerium wird ermächtigt, die Stellenpläne und Stellenübersich­
ten im Einzelplan 08 Kapitel 08 14 anzupassen, soweit dies im Zusammenhang mit der Überleitung 
von Personal in die Landeseinrichtungen des Maßregelvollzugs im Zuge der Neuorganisation des 
Maßregelvollzugs in Thüringen erforderlich ist. 

(5) Eine Planstelle oder Stelle, die einen kw-Vermerk ohne Datumsangabe trägt, darf bei Freiwerden 

nicht wieder besetzt werden und fällt mit der Aufstellung des nächsten Landeshaushaltsplan weg. 
Sind mehrere Planstellen oder Stellen der gleichen Wertigkeit vorhanden, darf die nächste frei wer­

dende Planstelle oder Stelle dieser Wertigkeit nicht wieder besetzt werden und fällt mit der Aufstellung 
des nächsten Landeshaushaltsplans weg. 

(6) Ausgaben für Abfindungen im Fall des freiwilligen Ausscheidens von Beamtinnen und Beamten 
sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern im Rahmen der Umsetzung von Maßnahmen der Per­
sonaleinsparung können aus den vorhandenen Haushaltsansätzen für laufende Personalausgaben 
geleistet werden, wenn nach Umsetzung der konkreten Maßnahmen Stellen oder Planstellen in Ab­
gang gestellt werden. 

§8 
Leerstellen, Abordnungen 

(1) Bei einem bestehenden Personalbedarf kann eine Leerstelle in der bisherigen Besoldungsgruppe 
der Beamtin oder des Beamten ausgebracht werden, wenn 

1. eine Beamtin oder ein Beamter für mindestens sechs Monate nach § 17 der Thüringer Urlaubs­
verordnung (ThürUrlVO) vom 29. November 2016 (GVBI. S. 574) in der jeweils geltenden Fas­
sung Elternzeit in Anspruch nimmt und die Beamtin oder der Beamte keiner Teilzeitbeschäftigung 
nach § 17 Abs. 4 Satz 1 oder 2 ThürUrlVO nachgeht, 

2. eine Beamtin oder ein Beamter mit Zustimmung ihrer oder seiner obersten Dienstbehörde min­

destens sechs Monate zu einem anderen Dienstherrn abgeordnet wird und eine vollständige Er­
stattung der Dienstbezüge von einem anderen Dienstherrn gewährleistet ist, 



3. eine Beamtin oder ein Beamter mit Zustimmung ihrer oder seiner obersten Dienstbehörde unter 
Wegfall der Dienstbezüge mindestens sechs Monate nach § 67 Abs. 1 des Thüringer Beamten­
gesetzes (ThürBG) vom 12. August 2014 (GVBI. S. 472) in der Jeweils geltenden Fassung beur­

laubt wird, 
4. die Rechte und Pflichten einer Beamtin oder eines Beamten zur Ausübung eines Mandats in 

einer gesetzgebenden Körperschaft ruhen oder 
5. eine Beamtin oder ein Beamter für mindestens sechs Monate nach § 68 Abs. 1 ThürBG ohne 

Dienstbezüge beurlaubt wird. 
Hat die Beamtin oder der Beamte ein Amt inne, das der Besoldungsgruppe A 16 oder einer Besol­
dungsgruppe der Besoldungsordnung B zugeordnet ist, bedarf die Ausbringung einer Leerstelle nach 
Satz 1 zusätzlich der Zustimmung des für Finanzen zuständigen Ministeriums. Satz 1 Nr. 2 gilt ent­
sprechend für den Fall der Zuweisung einer Beamtin oder eines Beamten nach § 20 des Beamten­

statusgesetzes. 

(2) Die Ausbringung der Leerstelle kann über das laufende Haushaltsjahr hinaus bis zur Beendigung 
der der jeweiligen Ausbringung der Leerstelle zugrundeliegenden Maßnahme erfolgen. Spätestens 
mit Beendigung der der jeweiligen Ausbringung der Leerstelle zugrundeliegenden Maßnahme entfällt 
die Leerstelle. Spätestens zum Zeitpunkt der Wiederverwendung der auf der Leerstelle geführten 
Beamtin oder des auf der Leerstelle geführten Beamten in der Landesverwaltung ist diese oder dieser 
in eine freie Planstelle einzuweisen. Eine Besoldung aus der Leerstelle ist nicht möglich. Es ist durch 
die stellenbewirtschaftende Stelle sicherzustellen, dass zum Zeitpunkt des Wegfalls der Leerstelle 
eine entsprechende besetzbare Planstelle zur Verfügung steht. Bereits zum Zeitpunkt des lnkrafttre­
tens dieses Gesetzes ausgebrachte Leerstellen gelten bis zum Ende der der jeweiligen Ausbringung 

zugrundeliegenden Maßnahme weiterhin als ausgebracht. 

(3) Soll eine Beamtin oder der Beamte, für die oder den eine Leerstelle ausgebracht ist, während 
der Zeit der Beurlaubung oder der Abordnung befördert werden, ist die Leerstelle in der entsprechen­

den Wertigkeit neu auszubringen. 

(4) Für eine Beamtin oder einen Beamten, die oder der zur Ableistung eines Teils der Probezeit 
außerhalb einer obersten Dienstbehörde abgeordnet wird, sind die Personalausgaben für die Dauer 

der Abordnung von der abordnenden Verwaltung weiter zu zahlen. 

(5) Bei einem bestehenden Personalbedarf können entsprechende Leerstellen ausgebracht werden, 
wenn Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit noch 
mindestens sechs Monate aufgrund einer Erkrankung arbeitsunfähig sind und keine Ansprüche ge­

gen das Land auf ein Entgelt im Krankheitsfall bestehen. Satz 1 gilt auch für den Fall, dass Arbeit­
nehmerinnen oder Arbeitnehmer aufgrund einer Erkrankung arbeitsunfähig sind und noch für mindes­
tens sechs Monate eine volle oder teilweise Erwerbsminderungsrente als Rente auf Zeit beziehen 
und die Arbeitsverhältnisse nach§ 33 Abs. 2 Satz 5 und 6 des Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst 
der Länder vom 12. Oktober 2006 (StAnz. 2007 Nr. 21 S. 883) in der jeweils geltenden Fassung 

ruhen. Absatz 2 gilt entsprechend. Bei einem außertariflichen Arbeitsverhältnis ab einer Vergütung 
vergleichbar mit der Besoldungsgruppe A 16 oder einer Besoldungsgruppe der Besoldungsordnung B 
bedarf die Ausbringung einer Leerstelle zusätzlich der Zustimmung des für Finanzen zuständigen 

Ministeriums. 



(6) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend für Richterinnen und Richter sowie Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer. Die Zustimmung des für Finanzen zuständigen Ministeriums nach Absatz 1 Satz 2 

ist ab der Besoldungsgruppe R 2 oder bei einem außertariflichen Arbeitsverhältnis ab einer Vergütung 

vergleichbar mit der Besoldungsgruppe A 16 oder einer Besoldungsgruppe der Besoldungsordnung B 

erforderlich. 

§9 

Sperren 

(1) Über § 41 ThürLHO hinaus darf das für Finanzen zuständige Ministerium Ausgaben sperren, 
wenn und soweit hierfür unvorhergesehen von anderer Seite Zuwendungen bereitgestellt werden. 

(2) Reduzieren sich bei Haushaltsmitteln, die eine Leistung Dritter vorsehen, Einnahmen von Dritten 

oder werden entsprechende Ausgabe- und Verpflichtungsermächtigungen nicht in Anspruch genom­

men, sind Ausgabe- und Verpflichtungsermächtigungen in gleicher Höhe zuzüglich der dafür zweck­

gebunden veranschlagten Kofinanzierungsmittel des Landes gesperrt. 

§ 10 

Besondere Buchungsbestimmungen 

(1) Titelverwechslungen dürfen nur berichtigt werden, solange die Bücher der Kassen noch nicht 

abgeschlossen sind. Bei Unrichtigkeit einer Zahlung, bei Doppelzahlungen oder bei Überzahlung darf 

die Rückzahlung von der Ausgabe abgesetzt werden, wenn die Bücher der Kasse noch nicht abge­

schlossen sind. 

(2) Die Rückzahlung zu viel erhobener Einnahmen kann aus dem jeweiligen Einnahmetitel geleistet 

werden und ist dann bei dem betreffenden Einnahmetitel abzusetzen. 

(3) Folgende Ausgaben sind von den Einnahmen abzusetzen, solange die Bücher der Kasse noch 

nicht abgeschlossen sind: 
1. Nebenkosten im Zusammenhang mit Veräußerungsgeschäften, 
2. Nebenkosten im Zusammenhang mit Erbschaften des Landes. 

Als Nebenkosten nach Satz 1 Nr. 1 gelten insbesondere die Kosten für die Versteigerung, die Vermes­

sung, die Schätzung, die Beurkundung, den Transport und die Versicherung. Die Kosten der Herrich­

tung des zu veräußernden Gegenstands gelten nur als Nebenkosten, solange sie im Einzelfall den 

Betrag von 500 Euro nicht übersteigen. 

(4) Personalkostenerstattungen und die Rückzahlung zu viel geleisteter Personalausgaben sind 
beim jeweiligen Ausgabetitel abzusetzen. • 

(5) Folgende Einnahmen fließen den Ausgaben bei folgenden Titeln, einschließlich der entsprechen­

den Titel in Titelgruppen, zu: 
1. Titeln der Gruppen 511 und 518 

aus der Veräußerung von ausgesondertem Schriftgut, aus der privaten Anfertigung von Fotoko­
pien sowie aus der privaten Inanspruchnahme elektronischer Fachinformationszentren, 

2. Titeln der Gruppe 511 
aus der privaten Inanspruchnahme von Diensthandys und aus Erstattungen, 



3, Titeln der Gruppe 514 
aus Schadensersatzleistungen Dritter insoweit, als sie zur Instandsetzung bestimmt sind, aus der 
Abgabe von Kraftstoffen an andere Bedarfsträger und Erstattungen aus dem Verkauf der Treib­

hausgasminderungs-Quote von Elektrofahrzeugen, 

4. Titeln der Gruppe 517 
aus der Erstattung von Betriebskosten, sofern die Erstattung nicht im Zusammenhang mit Aus­

gaben steht, die durch das Landesamt für Bau und Verkehr im Einzelplan 18 verausgabt werden, 

5. Titeln der Gruppe 527 
aus nachträglich gewährten Preisnachlässen und Erstattungen. 

(6) Erstattungen aus einem Überschuss aus einer Umsatzsteuer-Voranmeldung oder Umsatzsteu­
ererklärung sind beim jeweiligen Ausgabetitel 542, der der Abführung der Umsatzsteuer an das je­

weilige Finanzamt dient, abzusetzen. 

(7) Die Einnahmen aus Kreditaufnahmen dürfen in das folgende Haushaltsjahr umgebucht werden. 
Desgleichen dürfen am Anfang des folgenden Haushaltsjahrs eingehende Einnahmen aus Kreditauf­

nahmen noch zugunsten des abzuschließenden Haushaltsjahrs gebucht werden. 

(8) Innerhalb eines Kapitels dienen Einnahmen aufgrund der Schwerbehinderten-Ausgleichsabga­
beverordnung vom 28. März 1988 (BGBI. 1 S. 484) in der jeweils geltenden Fassung und Zuschüsse 

der Bundesagentur für Arbeit für die von ihr zugewiesenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch zur Verstärkung der Ausgaben bei den entsprechenden 

Titeln. 

§ 11 
Sonstige Bewirtschaftungsmaßnahmen 

(1) Von verbindlichen Erläuterungen nach § 17 Abs. 1 Satz 3 ThürLHO darf nur nach Einwilligung 

des für Finanzen zuständigen Ministeriums abgewichen werden, soweit nicht nach den Festlegungen 
im Landeshaushaltsplan das Abweichen zusätzlich von der Zustimmung des Haushalts- und Finanz­

ausschusses des Landtags abhängig ist. 

(2) Dem Haushalts- und Finanzausschuss des Landtags sind die Haushalts- oder Wirtschaftspläne 
von Stellen außerhalb der Landesverwaltung, die Zuwendungen im Sinne des § 23 ThürLHO zur 
Deckung der gesamten Ausgaben oder eines nicht abgegrenzten Teils der Ausgaben erhalten (insti­

tutionelle Förderung), zuzuleiten, soweit sie nicht bereits dem Entwurf des Landeshaushaltsplans 

nach § 26 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 ThürLHO beigefügt worden sind. 

(3) Für Maßnahmen im Bereich der Fonds der Europäischen Union können Mehrausgaben geleistet 

oder Verpflichtungen eingegangen werden, soweit hierfür im Haushaltsjahr Mittel von der Europäi­
schen Union zur Verfügung gestellt oder verbindlich zugesagt werden. Dies gilt entsprechend für 
Maßnahmen in den Bereichen der Finanzhilfen des Bundes zur Förderung städtebaulicher Maßnah­
men sowie zur Verbesserung der Schulinfrastruktur finanzschwacher Kommunen und der Gemein­
schaftsaufgaben „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" und „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur". Darüber hinaus können Verpflichtungen eingegangen werden, soweit 
hierfür im Haushaltsjahr Mittel von der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben aus 



dem Vermögen der Parteien und Massenorganisationen der ehemaligen Deutschen Demokratischen 
Republik zur Verfügung gestellt oder verbindlich zugesagt werden. 

§ 12 
Besserstellungsverbot 

(1) Zuwendungen zur institutionellen Förderung dürfen nur mit der Auflage bewilligt werden, dass 
Zuwendungsempfänger ihre Beschäftigten nicht besserstellen als vergleichbare Arbeitnehmerinnen 
oder Arbeitnehmer des Landes (Besserstellungsverbot). Die Zuwendungsempfänger dürfen insbe­
sondere keine höheren Arbeitsentgelte vereinbaren, als sie für die Arbeitnehmerinnen oder Arbeit­
nehmer des Landes vorgesehen sind. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend bei Zuwendungen zur Projektförderung, wenn die Gesamtausgaben 
der Zuwendungsempfänger überwiegend aus Zuwendungen der öffentlichen Hand bestritten werden 
und die Zuwendung des Landes mehr als 70.000 Euro beträgt. Das Besserstellungsverbot wird nur 
auf die in dem Projekt unmittelbar beteiligten Beschäftigten angewendet. 

(3) Das für Finanzen zuständige Ministerium kann ausnahmsweise in Einzelfällen oder für Förder­
bereiche, insbesondere wenn der vom Land verfolgte Zweck ansonsten nicht erfüllt werden kann, 
Abweichungen von den Absätzen 1 und 2 zulassen. 

§ 13 
Überlassung und Veräußerung von Vermögensgegenständen 

(1) Das für Finanzen zuständige Ministerium kann abweichend von § 63 Abs. 3 Satz 1 ThürLHO 
Folgendes zulassen: 

1. Zur verbilligten Beschaffung von Bauland können landeseigene unbebaute Grundstücke unter 
dem vollen Wert veräußert werden, wenn sichergestellt ist, dass diese Grundstücke binnen an­
gemessener Frist, die In der Regel drei Jahre nach Abschluss des Kaufvertrags nicht übersteigen 
soll, zu Zwecken des sozialen Wohnungsbaus bebaut werden. Unterbleibt die Bebauung, so ist 
das Eigentum an dem Grundstück auf das Land zurückzuübertragen. Die hierbei anfallenden 
Kosten hat die Wiederverkäuferin oder der Wiederverkäufer zu tragen. 

2. Zur verbilligten Beschaffung von Straßenbauland können landeseigene unbebaute Grundstücke 
an Gemeinden und Landkreise zum Anerkennungsbetrag von einem Euro je Quadratmeter ver­
äußert werden. 

3. Zur erforderlichen Versorgung der Bevölkerung mit Einrichtungen der Gesundheit, der Rehabili­
tation, der Sozialhilfe, der Jugendhilfe, der Familienförderung, des Sports, der Wissenschaft und 
Forschung sowi.e der Kultur und Kunst können 
a) landeseigene Einrichtungen nebst deren Ausstattung, 
b) Grundstücke, 

c) Nutzungsrechte an Grundstücken oder 
d) sonstige Vermögensgegenstände 

Gemeinden, Landkreisen oder kommunalen Zweckverbänden sowie anerkannten gemeinnützi­
gen Trägern unter dem vollen Wert überlassen oder an sie veräußert werden, wenn sichergestellt 
ist, dass der vorgesehene Zweck auf angemessene Dauer erfüllt wird. übersteigt der Wert der 
Überlassung oder Veräußerung nach Satz 1 Buchst. a und d jeweils 50.000 Euro sowie in den 



Fällen des Satzes 1 Buchst. b und c jeweils 500.000 Euro, bedarf es der Einwilligung des Haus­

halts- und Finanzausschusses des Landtags. 
4. Hat der Bund für die im Bundeshaushaltsplan aufgeführten Zwecke dem Land Verbilligungen bei 

der Veräußerung oder jedweder Überlassung von bundeseigenen Grundstücken eingeräumt, so 

können landeseigene bebaute und unbebaute Grundstücke an Gebietskörperschaften für die 
gleichen Zwecke mit den gleichen Verbilligungen veräußert oder überlassen werden, 

5. Die von staatlichen Einrichtungen im Bereich der Datenverarbeitung entwickelten oder erworbe­
nen Programme können unentgeltlich an Stellen der öffentlichen Verwaltung abgegeben werden, 

soweit Gegenseitigkeit besteht. 

(2) Als erheblicher Grundstückswert im. Sinne des § 64 Abs. 2 Salz 1 Th0rLHO ist ein Verkehrswert 

von mehr als 500.000 Euro anzunehmen. 

(3) Das für Finanzen zuständige Ministerium darf Vereinbarungen mit Kreditinstituten über die Pen­

sion oder leihe der im Eigentum des Landes befindlichen Wertpapiere zur Steigerung der Erlöse aus 

Beteiligungen treffen. 

§14 
Bürgschaften, Garantien und Gewährleistungen 

(1) Das für Finanzen zuständige Ministerium wird ermächtigt, Bürgschaften, Garantien und sonstige 

Gewährleistungen zu übernehmen 
1. zur Förderung des Wohnungs- und Städtebaus bis zu einem Betrag von insgesamt 

70.000.000 Euro im Haushaltsjahr, auch zur Unterstützung von Maßnahmen der Energieeffizienz 

oder dem Einsatz regenerativer Energien, 
2. zur Förderung von Unternehmen der land- und forstwirtschaftlichen Produktion sowie der Fische­

rei und Aquakultur bis zu einem Betrag von insgesamt 20.000.000 Euro im Haushaltsjahr, 
3. zur Förderung der gewerblichen Wirtschaft und der freien Berufe bis zu einem Betrag von insge­

samt 500.000.000 Euro im Haushaltsjahr, 
4. zur Förderung von Organisationen und Einrichtungen der Sozialwirtschaft, insbesondere zur För­

derung der Gesundheit, der Rehabilitation, der Sozialhilfe, der Jugendhilfe und der Familien so­
wie zur Förderung von Einrichtungen des Sports, der Wissenschaft und Forschung sowie der 
Kultur und Kunst in gemeinnütziger Trägerschaft, an denen das Land ein erhebliches Interesse 

hat, bis zu einem Betrag von insgesamt 20.000.000 Euro im Haushaltsjahr, 
5. zur Kreditabsicherung bei Gesellschaften, die sich in mehrheitlicher Landesbeteiligung befinden, 

bis zu einem Betrag von insgesamt 50.000.000 Euro im Haushalisjahr, soweit die Absicherung 

nicht den Nummern 1 oder 3 zuzuordnen ist, 
6. zur Absicherung von Energieinfrastrukturprojekten bis zu einem Betrag von insgesamt 

50.000.000 Euro im Haushaltsjahr. 
Die Gewährleistungsermächtigungen nach Satz 1 können mit Einwilligung des Haushalts- und Fi­
nanzausschusses des Landtags für Zwecke der jeweils anderen Gewährleistungsrahmen verwendet 

werden. 

(2) Die Ministerien werden ermächtigt, Verpflichtungen zur Abdeckung möglicher Ersatzansprüche 
aus wechselnden Ausstellungen mit Ausstellungsstücken von privaten und öffentlichen Leihgeberin­
nen und Leihgebern aus dem Inland im Bereich der Ministerien bis zu einem Betrag von insgesamt 
je 60.000 Euro im Haushaltsjahr zu übernehmen. Das für Museen, Bildende Kunst und Ausstellungen 



zuständige Ministerium wird darüber hinaus ermächtigt, Verpflichtungen zur Abdeckung möglicher 
Ersatzansprüche aus wechselnden Ausstellungen mit Ausstellungsstücken von privaten und öffentli­
chen Leihgeberinnen und Leihgebern aus dem In- und Ausland bei den Kultureinrichtungen des Lan­
des und seinen Stiftungen bis zu einem Betrag von insgesamt 200,000.000 Euro im Haushaltsjahr zu 

übernehmen. Das für die wissenschaftlichen ·Bibliotheken der Hochschulen zuständige Ministerium 
wird darüber hinaus ermächtigt, Verpflichtungen zur Abdeckung möglicher Ersatzansprüche aus 

wechselnden Ausstellungen mit Ausstellungsstücken von privaten und öffentlichen Leihgeberinnen 
und Leihgebern aus dem In- und Ausland bei den wissenschaftlichen Bibliotheken der Hochschulen 

des Landes bis zu einem Betrag von insgesamt 105.000 Euro im Haushaltsjahr zu übernehmen. Die 
Präsidentin oder der Präsident des Landtags wird ermächtigt, Verpflichtungen zur Abdeckung mögli­
cher Ersatzansprüche aus wechselnden Ausstellungen mit Ausstellungsstücken von privaten und öf­
fentlichen Leihgeberinnen und Leihgebern aus dem In- und Ausland im Bereich des Landtags bis zu 
einem Betrag von insgesamt 1.000.000 Euro im Haushaltsjahr zu übernehmen. Auf den jeweiligen 

Höchstbetrag sind in Vorjahren übernommene Verpflichtungen anzurechnen, soweit das Land daraus 
noch in Anspruch genommen werden kann. Soweit das Land ohne Inanspruchnahme von seiner Ver­
pflichtung frei wird oder Ersatz für die erbrachte Leistung erlangt hat, sind übernommene Verpflich­
tungen auf den Höchstbetrag nicht mehr anzurechnen. 

(3) Das für Umwelt zuständige Ministerium wird ermächtigt, Freistellungen von der Verantwortlichkeit 
für ökologische Altlasten bis zur Höhe von 5.000.000 Euro im Haushaltsjahr zu erteilen. 

(4) Die für die Europapolitik der Landesregierung sowie für Infrastruktur und Landesplanung zustän­
digen Ministerien werden jeweils ermächtigt, den Bund bis zur Höhe von jeweils 1.000.000 Euro im 

Haushaltsjahr von Rückforderungen der Europäischen Union freizustellen, die daraus folgen, dass 
der Bund gegenüber der Europäischen Union eine Zustimmung zu den Kooperationsprogrammen 
und eine Bestätigung der Kofinanzierung im Sinne der Verordnung (EU) 2021/1059 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 über besondere Bestimmungen für das aus dem Euro­
päischen Fonds für regionale Entwicklung sowie aus Finanzierungsinstrumenten für das auswärtige 
Handeln unterstützte Ziel „Europäische territoriale Zusammenarbeit" (lnterreg) (ABI. L 231 vom 
30.6.2021, S. 94; L 154 vom 15.6.2023, S. 49) abgegeben hat. 

(5) Das für den Breitbandausbau zuständige Ministerium wird ermächtigt, der Kommunalen Energie­
beteiligungsgesellschaft Thüringen AG Freistellungen von der Verantwortlichkeit von Nachschuss­
pflichten gegenüber der Thüringer Glasfasergesellschaft mbH bis zur Höhe von 31.000.0000 Euro im 
Haushaltsjahr zu erteilen. Die Freistellungsermächtigung beschränkt sich auf solche Nachschuss­

pflichten, die aus Verpflichtungen der Kommunalen Energiebeteiligungsgesellschaft Thüringen AG 
gegenüber dem Bund entstehen können, soweit diese Verpflichtungen zur Teilnahme der Thüringer 
Glasfasergesellschaft mbH an Förderprogrammen des Bundes nachweisbar notwendig sind und ist 
der Höhe nach auf 6 Prozent der jeweiligen Bundesförderung begrenzt. 

§15 
Fortgeltung 

§ 2 Abs. 1 bis 4, 6 und 7 sowie die§§ 3 bis 14 gelten über das Haushaltsjahr 2025 hinaus bis zum 
Tag des lnkrafttretens des Thüringer Haushaltsgesetzes für das Jahr 2026. 



§16 
Gleichstellungsbestimmung 

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz gelten jeweils auch für Personen, die mit der 
Angabe „divers" oder ohne eine Angabe des Geschlechts in das Geburtenregister eingetragen sind. 

§ 17 
1 nkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2025 in Kraft. 



Begründung zum Thüringer Gesetz über die Feststellung des Landeshaushaltsplans für das 
Haushaltsjahr 2025 (Thüringer Haushaltsgesetz 2025 -ThürHhG 2025-) 

A. Allgemeines 

Mit dem von der Landesregierung in den Landtag eingebrachten Entwurf des Thüringer Haushalts­

gesetzes 2025 wird der Landeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2025 festgestellt. 

Im Thüringer Haushaltsgesetz 2025 werden mit der Feststellung des Landeshaushaltsplans allge­

meine haushaltsmäßige Regelungen verbunden, für die die Gesetzesform besser geeignet ist als die 

Niederlegung im Landeshaushaltsplan selbst. Die allgemeinen Regelungen der Vorjahre werden auf­
grund der Haushaltslage für das Haushaltsjahr 2025 teils fortgeschrieben sowie teils weiterentwickelt 

und ergänzt. 

B. Zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu § 1 - Feststellung des Landeshaushaltsplans 

Die Bestimmung legt das Haushaltsvolumen für das Haushaltsjahr 2025 fest. 

Zu § 2 - Kreditermächtigungen und Haushaltsausgleich 

Nach Artikel 98 Abs. 2 Satz 1 der Verfassung des Freistaats Thüringen bedarf unter anderem die 

Aufnahme von Krediten einer der Höhe nach bestimmten oder bestimmbaren Ermächtigung durch 

Gesetz. 

Zu Absatz 1 

Die Kreditermächtigung in Absatz 1 dient ausschließlich der Erneuerung der im Haushaltsjahr 2025 

auslaufenden Kredite, sei es, dass die Kredite vertragsmäßig auslaufen oder dass sie vorzeitig getilgt 
werden. Die Regelung bezieht sich auf den Haushaltsvollzug des Haushaltsjahrs 2025. Es handelt 

sich um eine Ermächtigung zur Erneuerung der auslaufenden Kredite. Die Erneuerung ist möglich, 

die ermöglichte Umschuldung aber nicht zwingend. Wird die Umschuldungsmöglichkeit ni~ht in An­

spruch genommen, bedeutet dies, dass Kredite in der entsprechenden Höhe endgültig getilgt werden. 

Die Entscheidung über die Inanspruchnahme der Kreditermächtigung obliegt dem für Finanzen zu­

ständigen Ministerium. Die Entscheidung ist nach pflichtgemäßem Ermessen unter Berücksichtigung 

des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu treffen. 

Es kann zu größeren Schwankungen bei der Zinsentwicklung am Kapitalmarkt kommen. Damit das 

Land angemessen von dem noch niedrigen Zinsniveau profitieren kann, ist es notwendig, im Rahmen 

der Anschlussfinanzierung auch Kredite mit kurzen Laufzeiten abschließen zu können. Aufgrund der 

Zinsentwicklung kann die kurzfristige Aufnahme von Krediten mit kürzerer Laufzeit für die umzuschul­

denden Kredite für das Land wirtschaftlicher als eine erneute langfris\ige Bindung sein. 



Zu Absatz 2 

Es erfolgt eine Regelung dahingehend, dass ein ausgeglichenes kassenmäßiges Jahresergebnis im 
Haushaltsjahr sicherzustellen ist. Durch Maßnahmen im Haushaltsvollzug für das Haushaltsjahr 2025 

ist sicherzustellen, dass kein Überschuss oder Fehlbetrag im Sinne des § 25 der Thüringer Landes­

haushaltsordnung (ThürLHO) entsteht. 

Sofern ein Fehlbetrag droht, können die in der Thüringer Landeshaushaltsordnung bekannten Maß­
nahmen ergriffen werden. Vollständigkeitshalber wird geregelt, dass zur Herstellung des Haushalts­
ausgleichs auch eine Entnahme aus Rücklagen im Haushaltsvollzug möglich ist. Insbesondere ist 

auch eine Entnahme zur Deckung von Ausgaberesten möglich. 

Sofern sich abzeichnet, dass ein Überschuss zu erwarten ist, kann zur Herstellung des Ausgleichs 
von der Inanspruchnahme der Kreditermächtigung nach Absatz 1 abgesehen werden oder ein Betrag 
an eine allgemeine Haushaltsausgleichsrücklage oder an eine Rücklage für Investitionen zugeführt 
werden. Im Hinblick auf die Kreditermächtigung nach Absatz 1 handelt es sich um eine Klarstellung, 

da bereits nach dem Wortlaut des Absatzes 1 keine Verpflichtung zur Ausschöpfung der Krediter­
mächtigung besteht. Eine Kombination der Maßnahmen ist möglich. Das für Finanzen zuständige 
Ministerium kann als das für den Haushaltsvollzug zuständige Ministerium im Rahmen der pflichtge­
mäßen Ermessenausübung entscheiden, welche Maßnahmen getroffen werden. Mit den Rücklagen 

kann Vorsorge getroffen werden, um zukünftige Haushaltsspielräume - insbesondere für Investitio­

nen - zu erhalten und abzusichern. 

Von den allgemeinen Rücklagen nach Absatz 2 sind die spezielleren, zweckgebundenen Rücklagen 

aus zweckgebundenen Einnahmen nach § 4 zu unterscheiden. 

Zu Absatz 3 

Um mit günstigen kurzfristigen Krediten eventuelle Liquiditätsengpässe in Form von Kassenkrediten 
überbrücken zu können, können solche Kredite in Höhe von 12 Prozent des in § 1 für das Haushalts­

jahr festgestellten Haushaltsvolumens aufgenommen werden. Damit wird die Liquidität des Landes 
sichergestellt, aber auch die Möglichkeit der Aufnahme solcher Kredite begrenzt, um die Zinsbelas­

tung des Landeshaushalts nicht schrankenlos laufen zu lassen. 

Zu Absatz4 

Der Absatz enthält Regelungen über den Zeitpunkt der Kreditaufnahme. 

Zu Absatz 5 

Aus kreditpolitischen Erwägungen und aus Gründen der Wirtschaftlichkeit eröffnet die in Absatz 5 
enthaltene Ermächtigung die Möglichkeit, ab dem 1. Oktober des Haushaltsjahres den Kreditmarkt 
flexibel zu nutzen. Am Anfang eines Kalenderjahrs sind die Kapitalmärkte durch den hohen Liquidi­
tätsbedarf der einzelnen Marktteilnehmerinnen und Marktteilnehmer in der Regel stark beansprucht. 
Die große Nachfrage führt zu steigenden Zinsen. Die Option, Anschlussfinanzierungen bereits zum 
Ende des laufenden Haushaltsjahrs für das kom.mende Haushaltsjahr zu tätigen, dient der Wirtschaft­

lichkeit und Sparsamkeit. 



Zu Absatz 6 

Es wird der Empfehlung des Rechnungshofs hinsichtlich eines konkreten Umfangs derivativer Finan­
zinstrumente Rechnung getragen. 

Zu Absatz 7 

Es erfolgt eine Regelung zur Übertragbarkeit nicht in Anspruch genommener Kreditermächtigungen 

aus Absatz 1. Die Übertragbarkeit dient der Flexibilisierung zur Steuerung des Liquiditätsflusses im 

Kassenbestand des Landes. Durch die Streckung der Laufzeit der Ermächtigung kann der Zeitpunkt 
der Kreditaufnahme der Anschlussfinanzierung und damit auch der Liquiditätsfluss besser gesteuert 
werden. 

In der Haushaltsrechnung wird der Stand und die Inanspruchnahme der Kreditermächtigungen trans­
parent abgebildet. 

Die Regelung bezieht sich ausschließlich auf die In Absatz 1 genannten Kreditermächtigungen zur 
Anschlussfinanzierung. 

Zu § 3 - Deckungsfähigkeit 

Die Deckungsfähigkeit eröffnet einen Spielraum für den Haushaltsvollzug. Mit ihr wird ermöglicht, die 

vielschichtigen Aufgaben der Landesverwaltung und politischer Programme trotz der zunehmenden 

Enge des Landeshaushalts effektiv durchführen zu können. Die Bestimmungen leisten auch einen 

Beitrag zur Deregulierung. Sie helfen, eine Vielzahl von überplanmäßigen Ausgaben zu vermeiden. 

Zu Absatz 1 

Mit der Regelung wird die gegenseitige Deckungsfähigkeit innerhalb eines Einzelplans der Personal­

ausgaben (Hauptgruppe 4) untereinander und unter Einbeziehung der sächlichen Verwaltungsaus­

gaben der Gruppen 511, 525 und 527 eröffnet Zusätzlich wird mit Satz 1 Nr. 2 ermöglicht, innerhalb 
eines Kapitels die Ausgaben der Hauptgruppe 5 mit Ausnahme der Titel der Gruppe 529 gegenseitig 

zu decken. Von den Deckungsfähigkeiten sind Personalaufwendungen für Abgeordnete, die in der 

Obergruppe 41 in Kapitel 01 01 bewirtschaftet werden, und die Verfügungsmittel nach Gruppe 529 
ausgenommen. 

Zu Absatz 2 

Es werden Regelungen zur Deckungsfähigkeit innerhalb des Einzelplans 18 Staatliche Hochbaumaß­

nahmen getroffen. Dies dient der erhöhten Flexibilität und dem Abbau von Verwaltungsaufwand. 
Durch die erweiterte Deckungsfähigkeit kann kurzfristig auf Änderungen im Bauablauf bei laufenden 

Baumaßnahmen reagiert werden. Die Deckungsfähigkeit wird nach Satz 2 dadurch begrenzt, dass 

die festgesetzten Gesamtausgaben der jeweiligen Baumaßnahme verbindlich sind. Die Bewirtschaf­

tungskosten, welche unter anderem seit dem Haushaltsjahr 2021 im Kapitel 18 26 bewirtschaftet wer­
den, sollen konsequent von den Baukosten getrennt werden. Daher sind sie nicht von der Deckungs­
fähigkeit erfasst. 



Zu Absatz 3 

Es werden Regelungen zur Deckungsfähigkeit innerhalb des Einzelplans 16 Informations- und Kom­
munikationstechnik getroffen. Die Deckungsfähigkeit der Hauptgruppen 5 und 8 wird jeweils erweitert. 

Insofern ist die Bestimmung bezüglich des Einzelplans 16 eine Spezialregelung zu Absatz 1. Dies 

dient der erhöhten Flexibilität und dem Abbau von Verwaltungsaufwand. Durch die erweiterte De­

ckungsfähigkeit kann kurzfristig auf Veränderungen In Projekten der Informations- und Kommunikati­

onstechnik reagiert werden. 

Die Inanspruchnahme der kapitelübergreifenden Deckungsfähigkeit erfolgt irn Einvernehmen mit den 

betroffenen Beauftragten für den Haushalt des zuständigen Fachressorts. 

Zu Absatz 4 

Um im Interesse der wirtschaftlichen Verwendung von Mitteln den Abschluss von Leasingverträgen 

flexibler handhaben zu können, wird in Absatz 4 eine einseitige Deckungsfähigkeit der Titel der 

Gruppe 811 zugunsten der Titel der Gruppe 518 innerhalb eines Kapitels geregelt. 

Zu Absatz 5 

Zur Wahrung der Budgethoheit des Gesetzgebers ist eine Deckungsfähigkeit nur für Ausgaben oder 

Verpflichtungsermächtigungen gegeben, zwischen denen ein verwaltungsmäßiger oder sachlicher 

Zusammenhang besteht oder die Deckungsfähigkeit eine wirtschaftliche und sparsame Verwendung 

fördert. Klarstellend wird in Satz 2 geregelt, dass die Deckungsfähigkeit ausgeschlossen ist, wenn ein 

Titel oder eine Verpflichtungsermächtigung einer Verfügungsbeschränkung unterliegt. So stehen ge­

sperrte Titel oder Verpflichtungsermächtigungen, soweit die Sperre nicht aufgehoben werden kann, 

nicht als Deckungsquelle zur Verfügung. Ebenso kann durch eine spezielle Zweckbestimmung in ver­

bindlichen Erläuterungen, je nach Formulierung, eine Verfügungsbeschränkung bestehen. 

Zu § 4 • Zweckgebundene Rücklagen 

Zu Absatz 1 

Werden bei zweckgebundenen Einnahmen im Haushaitsjahr keine Ausgaben in entsprechender 

Höhe getätigt, werden die Einnahmen gesonderten Rücklagen zugeführt. Damit wird sichergestellt, 

dass die Einnahmen zur Deckung der korrespondierenden Ausgaben und somit zur Erfüllung des 

Zwecks zur Verfügung stehen. 

Zu Absatz 2 

Es werden die Fälle genannt, in denen eine Entnahme aus den Rücklagen erfolgt. Dadurch wird si­

chergestellt, dass die Zweckbindung der Einnahmen gewahrt bleibt. 

Nach Nummer 1 kann eine Deckung von entsprechenden Ausgaberesten erfolgen. Die Einwilligung 

zur Inanspruchnahme von Ausg_aberesten darf nach § 45 Abs. 3 Halbsatz 2 ThürLHO nur erteilt wer­

den, wenn in demselben oder einem anderen Einzelplan Ausgaben in gleicher Höhe bis zum Ende 



des laufenden Haushaltsjahres nicht geleistet werden oder im laufenden Jahr zweckgebundene Ein­

nahmen von Dritten zur Verfügung stehen oder wenn Ausgabemittel zur Deckung der Ausgabereste 
besonders veranschlagt sind. Im Bereich von zweckgebundenen Einnahmen kommt es oft zu jährli­

chen Verschiebungen, sodass die Einnahmen im Vorjahr, aber nicht im laufenden Jahr zur Verfügung 
stehen. Aufgrund des Prinzips der Jährlichkeit kommt es hier zu unsachgerechten Ergebnissen. Das 

Verlangen einer Einsparauflage im Einzelplan ist in diesen Fällen nicht sachgerecht und oftmals auf­

grund der großen Volumina auch nicht im Einzelplan leistbar. Es ist sachgerecht, dass zur Deckung 

dieser Ausgabereste eine Entnahme aus der aus den zweckgebundenen Einnahmen gebildeten 
Rücklage erfolgt. Die zeitlichen Verschiebungen werden so im Ergebnis ausgeglichen. 

Zu Absatz 3 

Es ist ein Einwilligungsvorbehalt des für Finanzen zuständigen Ministeriums geregelt. 

Zu§ 5 - Wirtschaftlichkeitsberechnungen, Finanzierungen 

Zu Absatz 1 

Die Behörden der Landesverwaltung sind verpflichtet, die wirtschaftlichste und sparsamste Form der 
Errichtung, der Finanzierung und des Betriebs unter Berücksichtigung der direkt messbaren finanzi­

ellen und der gesamtwirtschaftlichen Faktoren zu finden. Dabei sind auch Aspekte der demografi­
schen Entwicklung einzubeziehen. 

Zu Absatz 2 

Es wird die Möglichkeit eröffnet, für Bauinvestitionen mit Einwilligung des Haushalts- und Finanzaus­

schusses des Landtags rechtliche Verpflichtungen für alternative Finanzierungsformen einzugehen. 

Zu § 6 - Über- und außerplanmäßige Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen 

Zu Absatz 1 

In Absatz 1 erfolgt die Bestimmung der Höchstgrenze von über- oder außerplanmäßigen Ausgaben, 

bis zu der nach § 37 Abs. 1 Satz 4 ThürLHO von einem Nachtragshaushalt abgesehen werden kann. 
Der Betrag wird wie in den Vorjahren auf 4.000.000 Euro festgesetzt. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 enthält die Bestimmung der Betragsgrenze nach § 37 Abs. 4 Halbsatz 1 ThürLHO zur Mel­

dung von über- und außerplanmäßigen Ausgaben an den Landtag. Der Betrag wird wie auch in der 
Vergangenheit auf 50.000 Euro festgelegt. 



Zu Absatz 3 

In Absatz 3 wird die entsprechende Anwendbarkeit des Absatzes 1 auf über- und außerplanmäßige 
Verpflichtungsermächtigungen geregelt. Entsprechend der Regelung in Absatz 1 wurde auch hier die 

Betragsgrenze auf 4.000.000 Euro festgesetzt. 

Zu § 7 • Personalwirtschaftliche Regelungen 

Zu Absatz 1 

Das für Finanzen zuständige Ministerium erhält durch diese Regelung die notwendige Ermächtigung, 
haushaltsmäßige Bestimmungen im Haushaltsvollzug zu erlassen, die aufgrund gesetzlicher Ände­
rungen oder Änderungen im Tarifvertragsrecht erforderlich sind. Werden Gesetze erlassen oder ge­
ändert, werden neue tarifrechtliche Regelungen unterjährig getroffen oder ergeht höchstrichterliche 

Rechtsprechung, die in das Tarifrecht eingreift, können die haushaltsmäßigen Bestimmungen an die 
Änderungen des materiellen Rechts angepasst werden. Dies betrifft insbesondere Anpassungen an 

Änderungen des Besoldungsrechts. 

Zu Absatz 2 

Mit Absatz 2 wird eine Möglichkeit geschaffen, aus Drittmitteln finanziertes Personal in den Stellen­
plan aufzunehmen. Die Drittmittel müssen zweckgebunden für die Einstellung von Personal zur Ver­

fügung stehen. 

Zu Absatz 3 

Es wird eine Möglichkeit geschaffen, für bislang außerhalb des regulären Stellenplans geführte Lan­
desbedienstete oder Bedienstete von Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts, soweit diese bisher aus dem Landeshaushalt finanziert werden, die Stellenpläne und Stel­
lenübersichten zu ergänzen, soweit dies im Zusammenhang mit organisatorischen Maßnahmen steht 

und eine sparsame und wirtschaftliche Mittelverwendung sichergestellt ist 

Im Zusammenhang mit organisatorischen Ma.ßnahmen, die eine Eingliederung in den Landeshaus­

halt zur Folge haben, kann eine veränderte Darstellung oder das Ausbringen neuer Planstellen oder 
Stellen erforderlich sein. Eine Anpassung der Stellenpläne und Stellenübersichten an organisatori­

sche Maßnahmen im Vollzug soll ermöglicht werden. 

Zu Absatz 4 

Nach Kündigung der Beleihungsverträge mit den Trägern der Maßregelvollzugseinrichtungen in Mühl­
hausen, Hildburghausen und Stadtroda ist eine Neuorganisation dieser bislang funktionell privatisier­

ten Einrichtungen erforderlich. Es soll eine Rückübertragung des Maßregelvollzugs in staatliche Ver­
antwortung erfolgen. Zu diesem Zweck wurde das Thüringer Zentrum für Forensische Psychiatrie als 
Landeseinrichtung des Maßregelvollzugs errichtet, in welche das gesamte Personal der bisherigen 
Träger der Maßregelvollzugseinrichtungen überführt werden soll. Das Personal aus der früheren 
Maßregelvollzugseinrichtung in Mühlhausen wurde zum 1. Januar 2023 überführt, die tarifliche Über-



leitung ist jedoch noch nicht abgeschlossen. Die Überleitung des Personals aus der Maßregelvoll­
zugseinrichtung in Hildburghausen wird in der zweiten Jahreshälfte 2023 voraussichtlich noch nicht 

vollständig abgeschlossen. Schließlich steht die Re-Verstaatlichung der Einrichtung in Stadtroda noch 
aus. 

Die Regelung in Absatz 4 ist notwendig, um eine ausreichende Flexibilität zu gewährleisten. Zum 

Zeitpunkt der Haushaltsplanaufstellung kann noch nicht verbindlich fixiert werden, mit welchem indi­

viduellen tarif- und arbeitsrechtlichen Status die einzelnen Beschäftigten der Maßregelvollzugsein­
richtungen Mühlhausen, Hildburghausen und schließlich Stadtroda in den Dienst des Landes über­

gehen. Mit dieser Regelung sollen notwendige Änderungen an den Stellenplänen und Stellenüber­

sichten ermöglicht werden, die sich aus der noch ausstehenden tariflichen Überleitung ergeben. 

Zu Absatz 5 

Es wird die Verwaltung von Planstellen und Stellen geregelt, die mit kw-Vermerk ohne eine konkrete 

Datumsangabe versehen sind. Werden diese Planstellen und Stellen frei, gilt eine Wiederbesetzungs­
sperre. Mit der Aufstellung des nächsten Haushaltsplans fallen sie weg. Ergänzend werden Regelun­

gen dahingehend getroffen, wie zu verfahren ist, wenn mehrere Planstellen oder Stellen der gleichen 
Wertigkeit vorhanden sind. In diesem Fall beziehen sich die Wiederbesetzungssperre und der Wegfall 
auf die nächste frei werdende Planstelle oder Stelle. 

Zu Absatz 6 

Die Regelung erlaubt für den Fall des freiwilligen Ausscheidens von Bediensteten die Zahlung von 

Abfindungen aus den Haushaltsansätzen für Besoldung und Entgelt, soweit damit Maßnahmen der 
Personaleinsparung durchgesetzt und im Ergebnis dauerhaft Stellen oder Planstellen in Abgang ge­

stellt werden. Dabei dürfen die genannten Haushaltsansätze nicht überschritten werden. 

Zu§ 8 - Leerstellen, Abordnungen 

Zu Absatz 1 

Es wird die Möglichkeit geregelt, Leerstellen unter bestimmten Voraussetzungen auszubringen, ohne 

dass es einer Zustimmung des für Finanzen zuständigen Ministeriums sowie des Nachweises eines 

unabweisbaren und vordringlichen Personalbedarf bedürfen. Dies führt zu einer Stärkung der Res­
sorthoheit sowie zur Vereinfachung des Verwaltungshandelns. Der Personalbedarf muss als Grund­

voraussetzung für die Einstellung einer Vertretungskraft vom jeweiligen Ressort neben dem Vorliegen 
der sonstigen Voraussetzungen in eigener Zuständigkeit geprüft werden. Nur bei positiver Entschei­
dung kann die Leerstelle ausgebracht werden. 

Klarstellend wird In Satz 1 Nr. 1 geregelt, dass bei einer Teilzeitbeschäftigung nach § 17 Abs. 4 Satz 1 

oder 2 der Thüringer Urlaubsverordnung keine Leerstelle ausgebracht werden kann. 

Nach Satz 2 bleibt für Leerstellen in der Besoldungsgruppe A 16 oder einer Besoldungsgruppe der 

Besoldungsordnung B das Zustimmungserfordernis des für Finanzen zuständigen Ministeriums be­
stehen. 



Zu Absatz 2 

In Absatz 2 wird zugleich bestimmt, dass zur Verwaltungsvereinfachung die Ausbringung der Leer­
stelle über das laufende Haushaltsjahr hinaus bis zum Ende der jeweiligen Maßnahme erfolgen kann. 

Arbeitsverträge mit Vertretungskräften sind zweckbefristet zu gestalten. Spätestens mit Beendigung 
der Maßnahme entfallen die Leerstellen. Bei der Wiederverwendung der oder des auf der Leerstelle 
geführten Bediensteten in der Landesverwaltung ist diese oder dieser in eine freie und besetzbare 

Planstelle einzuweisen. Eine Zahlung aus der Leerstelle kann nicht erfolgen. Entsprechend wird klar­
stellend darauf hingewiesen, dass durch die stellenbewirtschaftende Stelle sicherzustellen ist, dass 
zum Zeitpunkt des Wegfalls der Leerstelle bei Rückkehr der oder des Bediensteten eine entspre­
chende besetzbare Planstelle zur Verfügung steht. Die stellenbewirtschaftende Stelle hat dafür Sorge 
zu tragen, dass es nicht zu Überschneidungen kommt. Eine ausnahmsweise dauerhafte Einstellung 

einer Vertretungskraft setzt voraus, dass zum Zeitpunkt des Wegfalls der Leerstelle eine andere ent­
sprechende Planstelle zur Verfügung steht. Aus verwaltungsökonomischen Gründen gelten zudem 
ausgebrachte Leerstellen über das laufende Haushaltsjahr hinaus bis zur Beendigung der der jewei­

ligen Ausbringung der Leerstelle zugrundeliegenden Maßnahme weiter als ausgebracht. 

Zu Absatz 3 

Wenn die „Leerstelleninhaberin" oder der „Leerstelleninhaber" aus beamtenrechtlichen Gründen be­
fördert werden, bedarf es der Neuausbringung einer Leerstelle in der entsprechenden Wertigkeit. 

Zu Absatz 4 

Mit dieser Bestimmung wird klargestellt, dass für Beamtinnen und Beamte, die im Rahmen der Ab­
leistung von Probezeiten abgeordnet werden, die Personalausgaben von der abordnenden Verwal­

tung zu tragen sind. 

Zu Absatz 5 

Es wird die Möglichkeit geschaffen, Leerstellen in den Fällen auszubringen, in denen Arbeitnehme­
rinnen oder Arbeitnehmer arbeitsunfähig sind und keine Ansprüche auf Entgelt im Krankheitsfall be­
stehen. Es dürfen weder Ansprüche auf Entgeltfortzahlung noch Krankengeldzuschuss bestehen. 

Fälle, in denen eine Erstattung von dritter Seite an das Land erfolgt, werden nicht erfasst. 

Da bei Beamtinnen und Beamten sowie Richterinnen und Richtern für die Dauer der Krankheit die 
Besoldung fortgezahlt wird, kommt unter fiskalischen Aspekten nur die Berücksichtigung von Arbeit­

nehmerinnen und Arbeitnehmern in Betracht. Bei diesen ist ebenfalls Voraussetzung, dass durch das 

Land kein Entgelt im Krankheitsfall entrichtet wird. 

Die Ausbringung von Leerstellen ist auch möglich, wenn Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer eine 
volle oder teilweise Erwerbsminderungsrente als Rente auf Zeit nach § 102 Abs. 2 des Sechsten 
Buches Sozialgesetzbuch gewährt wird und aufgrund dessen Arbeitsverhältnisse nach § 33 Abs. 2 
Satz 5 und 6 des Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst der Länder ruhen, sodass keine Ansprüche 

auf Entgelt gegen das Land bestehen. 

Klarstellend ist geregelt, dass Absatz 2 entsprechend gilt. 



Bei einem außertariflichen Arbeitsverhältnis ab einer Vergütung vergleichbar mit der Besoldungs­

gruppe A 16 oder einer Besoldungsgruppe der Besoldungsordnung B bedarf die Ausbringung einer 
Leerstelle zusätzlich der Zustimmung des für Finanzen zuständigen Ministeriums. 

Zu Absatz 6 

In Absatz 6 wird die entsprechende Anwendung der Absätze 1 bis 4 auch auf Richterinnen und Richter 
sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer geregelt. 

Zu § 9 - Sperren 

Zu Absatz 1 

Mit der Bestimmung werden die rechtlichen Möglichkeiten des für Finanzen zuständigen Ministeriums 

erweitert, neben den nach § 41 ThürLHO auszusprechenden haushaltswirtschaftlichen Sperren auch 

Ausgaben zu sperren, die für unvorhergesehene Zuwendungen durch Dritte bereitgestellt werden. 
Das heißt, wenn der veranschlagte Ausgabenzweck bereits durch die Leistung Dritter erreicht wird, 
sodass es einer Ausgabe aus dem Landeshaushalt nicht mehr bedarf, können die entsprechenden 
Mittel gesperrt werden. 

Zu Absatz 2 

Bei den von Dritten mitfinanzierten Ausgaben sind Ansatz und Verpflichtungsermächtigungen ge­

sperrt, soweit sich die Einnahmen Dritter reduzieren oder entsprechende Ausgabe- und Verpflich­
tungsermächtigungen für den veranschlagten Zweck nicht in Anspruch genommen werden. Hauptan­

wendungsfälle sind Bund-Länder-Programme sowie EU-Programme. Soweit bei einem dieser Pro­

gramme eine Reduktion der Drittmitteleinnahmen oder -ausgaben erfolgt, sind anteilig zweckgebun­

den zur Kofinanzierung veranschlagte Landesmittel ebenfalls gesperrt. Die Änderung des Wortlautes 

des § 9 Abs. 2 gegenüber dem des § 9 Abs. 2 des Thüringer Haushaltsgesetzes 2024 

(ThürHhG 2024) dient der Klarstellung, dass sowohl die Drittmittel als auch die korrespondierenden 
Landesmittel gesperrt sind.§ 9 Abs. 2 Satz 2 ThürHhG 2024 wird nicht in die Regelung für das Haus­
haltsjahr 2025 übernommen. 

Eine Aufhebung der Sperre bei Vorliegen der Voraussetzungen nach § 36 ThürLHO durch das für 
Finanzen zuständige Ministerium bleibt hiervon unberührt. 

Zu§ 10 - Besondere Buchungsbestimmungen 

Durch § 10 werden bestimmte Buchungsvorfälle im Rahmen der Haushalts- und Wirtschaftsführung 

geregelt. Die Bestimmung dient darüber hinaus der Verwaltungsvereinfachung und bildet eine Kor­
rektur zu einer ansonsten notwendigen, aber überflüssigen Haushaltsausweitung. 

Zu Absatz 5 

Es erfolgen Regelungen zu Rotabsetzung von Einnahmen von den Ausgaben. 



In Nummer 3 erfolgt eine Ergänzung gegenüber der für das vorangegangene Haushaltsjahr geltenden 
Bestimmung. Nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung vom 17. Mai 2013 (BGBI. 1 

S. 1274; 2021 1 S. 123) in Verbindung mit Teil 2 Abschnitt 2 der Verordnung zur Festlegung weiterer 
Bestimmungen zurTreibhausgasminderung bei Kraftstoffen vom 8. Dezember 2017 (BGBI. 1 S. 3892) 
jeweils in der jeweils geltenden Fassung besteht für Halter von Elektrofahrzeugen die Möglichkeit, 
Erlöse aus den ersparten Treibhausgasemissionen zu erzielen. Daher ist für Einnahmen auf Grund­
lage der vorgenannten Regelungen eine Ergänzung gegenüber den bisher geltenden Bestimmungen 

aufgenommen. 

In Nummer 4 erfolgt die klarstellende Einschränkung, dass für Erstattungen, die im Zusammenhang 
mit Ausgaben stehen, welche durch das Landesamt für Bau und Verkehr im Einzelplan 18 verausgabt 

werden, der dort ausgebrachte speziellere Vermerk im Haushaltsplan gilt 

Zu Absatz 6 

Für die der Umsatzbesteuerung unterliegenden Leistungen erfolgt die Abführung der Umsatzsteuer 
an das jeweilige Finanzamt Ober die Ausgabetitel der Gruppe 542. Erstattungen aus einem Über­
schuss aus einer Umsatzsteuer-Voranmeldung oder Umsatzsteuererklärung sind bei diesen Ausga­

betiteln abzusetzen. 

Zu Absatz 8 
Die in Absatz 8 enthaltende Regelungen für Einnahmen aufgrund der Schwerbehinderten-Aus­
gleichsabgabeverordnung vom 28. März 1988 (BGBI. 1 S. 484) in der jeweils geltenden Fassung ist 
keine Regelung für eine sogenannte Rotabsetzung, sondern eine Regelung zur Kopplung von Ein­

nahmen an Ausgaben und zur Deckungsfähigkeit. 

Zu § 11 - Sonstige Bewirtschaftungsmaßnahmen 

Zu Absatz 1 

Die Erläuterungen dienen _der Klarstellung und tragen zum besseren Verständnis der Zweckbindung 
bei. Werden sie für die ordnungsgemäße Bewirtschaftung als unerlässlich eingeschätzt, werden sie 
nach § 17 Abs. 1 Satz 3 ThürLHO für verbindlich erklärt. Von verbindlichen Erläuterungen soll nur in 
Ausnahmefällen abgewichen werden können. In Absatz 1 ist daher grundsätzlich ein Einwilligungser­
fordernis des für Finanzen zuständigen Ministeriums vorgesehen. Im Landeshaushaltsplan kann dar­

über hinaus festgelegt werden, dass zusätzlich nur mit Zustimmung des Haushalts- und Finanzaus­
schusses des Landtags abgewichen werden kann. Die Möglichkeit zur Abweichung dient der Flexibi­

lität im Haushaltsvollzug. 

Zu Absatz 2 

Nach § 26 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 ThürLHO sind grundsätzlich Übersichten über die Einnahmen und 

Ausgaben von Stellen außerhalb der Landesverwaltung, sofern sie Zuwendungen zur Deckung der 
gesamten Ausgaben oder eines nicht abgegrenzten Teils der Ausgaben erhalten, dem Haushaltsplan 
als Anlage beizufügen oder in die Erläuterungen aufzunehmen. Im Bereich der institutionellen Förde-



rungen liegen in der Regel die Haushalts- und Wirtschaftspläne im Aufstellungsverfahren des Lan­
deshaushalts noch nicht vor. Um dem Informationsanspruch des Haushalts- und Finanzausschusses 

des Landtags entsprechen zu können, sind diese ihm nach Vorlage zuzuleiten. 

Zu Absatz 3 

Die Regelung in Satz 1 dient einer höheren Flexibilität im Bereich der Fonds der Europäischen Union. 

Planungsunwägbarkeiten werden abgeschwächt. Es wird für diesen begrenzten Bereich die Möglich­

keit geschaffen, Mehrausgaben zu leisten und Verpflichtungen einzugehen, soweit die entsprechende 

Finanzierung durch Mittel der Europäischen Union erfolgt. 

Die Regelung im Bereich der Fonds der Europäischen Union wird durch Satz 2 für den Bereich der 

Finanzhilfen des Bundes und der Gemeinschaftsaufgaben für entsprechend anwendbar erklärt. Die 

Interessenlage ist in diesem Bereich vergleichbar. 

Darüber hinaus wird die Möglichkeit eröffnet, Verpflichtungen einzugehen, soweit hierfür im Haus­

haltsjahr Mittel von der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben aus dem Vermögen 

der Parteien und Massenorganisationen der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik zur 

Verfügung gestellt oder verbindlich zugesagt werden. Die Kopplung der Einnahmen für Mehrausga­

ben erfolgt diesbezüglich durch Haushaltsvermerk am Einnahmetitel. 

Zu§ 12 - Besserstellungsverbot 

Es wird das sogenannte Besserstellungsverbot geregelt. Das Besserstellungsverbot dient grundsätz­

lich der Konkretisierung des Subsidiaritätsgrundsatzes und des Gebots der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit. 

Zu Absatz 1 

Das im Zuwendungsrecht geltende Besserstellungsverbot wird normiert. 

Das Besserstellungsverbot findet keine Anwendung, wenn Beschäftige von Zuwendungsempfänge­

rinnen und Zuwendungsempfängern nicht mit Arbeitnehmerinnen und Arbeitsnehmern des Landes 

verglichen werden können. Über die Förderung ist in diesen Fällen nach den allgemeinen Grundsät­

zen der Subsidiarität, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit im Einzelfall zu entscheiden. 

Zu Absatz 2 

Für die Anwendbarkeit des Besserstellungsverbots bei Projektförderungen werden einschränkende 

Kriterien aufgenommen. Insbesondere Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger im 

kleinen und mittelständischen Bereich sind oft mit der Auflage des Besserstellungsverbots überfor­
dert. Die Regelung dient dazu, den Aufwand bei Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsemp­

fängern und der Verwaltung zu reduzieren. Die Wertgrenze wird von 50.000 Euro auf 70.000 Euro 

erhöht. 

Die Wertgrenze bestand unverändert seit dem Jahr 2016. Seitdem erfolgten mehrfach Tarifsteigerun­

gen, so dass auch von einer Steigerung der Fördersummen für Personalausgaben ausgegangen 



wird. Klarstellend ist aufgenommen, dass das Besserstellungsverbot nur auf die in dem Projekt un­
mittelbar beteiligten Beschäftigten angewendet wird. Soweit Personalausgaben von unmittelbar in 

dem Projekt beteiligten Beschäftigten über anteilige Gemeinkosten in die beantragte Zuwendung ein­
fließen, sind diese in die Prüfung des Besserstellungsverbots mit einzubeziehen. 

Findet das Besserstellungsverbot keine Anwendung, verbleibt es bei den allgemeinen Grundsätzen 

der Subsidiarität, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 

Zu Absatz 3 

Das für Finanzen zuständige Ministerium kann in Einzelfällen oder für Förderbereiche Abweichungen 
vom Besserstellungsverbot zulassen. Dies ist insbesondere dann möglich, wenn der vom Land ver­

folgte Zweck der Förderung ansonsten nicht erreicht werden kann. Weitere Ausnahmen können bei­
spielsweise auch dann gerechtfertigt sein, wenn die Zuwendung in einer Form ausgereicht wird, die 
eine Verletzung des Besserstellungsverbots oder der mit ihm verfolgten Zwecke mit an Sicherheit 
grenzender Wahrscheinlichkeit von vornherein ausschließt oder wenn durch eine Freistellung von der 

Einhaltung des Besserstellungsverbots die Zuwendung wirksamer und wirtschaftlicher verwendet 

werden kann. 

Zu§ 13 - Überlassung und Veräußerung von Vermögensgegenständen 

Zu Absatz 1 

Die Bestimmung lässt die Überlassung oder Veräußerung von Vermögensgegenständen unter be­
stimmten Voraussetzungen auch unterhalb des jeweiligen vollen Werts zu. Aufgrund der besonderen 

Interessenlage wird die Möglichkeit einer Überlassung oder Veräußerung unter Wert in den darge­

stellten Fallgruppen geschaffen. 

Zu Nummer3 

Es wird klargestellt, dass nicht nur landeseigene Einrichtungen nebst deren Ausstattung erfasst sind, 
sondern auch Grundstücke, Nutzungsrechte an Grundstücken oder sonstige Vermögensgegen­
stände im Sinne des § 63 ThürLHO. Des Weiteren werden auch die kommunalen Zweckverbände 

erfasst 

Als angemessene Dauer ist grundsätzlich ein prognostizierter Zeitraum von zehn Jahren und, soweit 

Grundstücke betroffen sind, von 25 Jahren anzunehmen. 

Ab einem Wert der Überlassung oder Veräußerung von jeweils 50.000 Euro ist die Einwilligung des 
Haushalts- und Finanzausschusses des Landtags einzuholen. Betrifft die Überlassung oder Veräu­
ßerung die Fälle des Satzes 1 Buchst. b oder c, das heißt sind Grundstücke oder Nutzungsrechte an 

Grundstücken betroffen, gilt die Wertgrenze von 500.000 Euro, vergleiche Absatz 2. Bei einer Über­
lassung oder Veräußerung nach Nummer 3 wird bei der Wertgrenze zwischen Ausstattung sowie 
sonstigen Vermögensgegenständen einerseits und Grundstücken sowie Nutzungsrechten an Grund­

stücken andererseits unterschieden. 



Zu Nummer 5 

Datenverarbeitungsprogramme können nur bei vereinbarter Gegenseitigkeit kostenlos abgegeben 

werden. Die Regelung basiert auf den sogenannten „Kieler Beschlüssen" des Kooperationsausschus­

ses ADV Bund/Länder/kommunaler Bereich. Eine Abgabe unter Wert an Stellen der öffentlichen Ver­

waltung soll ermöglicht werden. Voraussetzung ist jedoch die Übereinkunft, dass eine Abgabe unter 
Wert auf Gegenseitigkeit beruht. 

Zu Absatz 2 

Es wird die nach § 64 Abs. 2 Satz 1 ThürLHO erforderliche Festlegung des erheblichen Grundstücks­

werts getroffen. Maßgeblich ist der Verkehrswert im Sinne des § 194 des Baugesetzbuches in der 

Fassung vom 3. November 2017 (BGBI. 1 S. 3634) in der jeweils geltenden Fassung. Die Wertgrenze 

findet daher auch Anwendung für Veräußerungen von Grundstücken zu einem Veräußerungserlös, 
der unter dem Verkehrswert liegt. 

Zu Absatz 3 

In Absatz 3 wird die Ermächtigung zum Abschluss von Vereinbarungen bezüglich der im Eigentum 
des Landes befindlichen Wertpapiere festgelegt. 

Zu§ 14 - Bürgschaften, Garantien und Gewährleistungen 

Die Bestimmungen in den Absätzen 1 bis 5 ermächtigen das jeweils genannte zuständige Ministerium 

Bürgschaften, Garantien und Gewährleistungen zur Förderung bestimmter, im Interesse des Landes 
liegender Zwecke zu übernehmen. 

Zu Absatz 1 

Die Beträge sind an den voraussichtlichen Bedarf für das Haushaltsjahr 2025 angepasst. 

Der Bürgschaftsrahmen zur Förderung des Wohnungs- und Städtebaus in Höhe von bis zu 

70.000.000 Euro kann auch zur Unterstützung von Maßnahmen der Energieeffizienz oder dem Ein­
satz regenerativer Energien in diesen Bereichen genutzt werden. 

Der Bürgschaftsrahmen zur Förderung von Unternehmen der land- und forstwirtschaftlichen Produk­

tion wird in Höhe von insgesamt bis zu 20.000.000 Euro beibehalten. Die Unternehmen der Fischerei 
und Aquakultur sind dem Branchenschwerpunkt der landwirtschaftlichen Erzeugnisse zuzuordnen. 

Im Bereich der Landwirtschaft besteht besonderer Bedarf, um bei auftretenden Krisen mit Bürgschaf­
ten reagieren zu können. 

Der Bürgschaftsrahmen zur Förderung der gewerblichen Wirtschaft und der freien Berufe wird in Höhe 

von insgesamt bis zu 500.000.000 Euro für erforderlich erachtet. Mit der Beruhigung der Preisent­
wicklung und Energiewirtschaft wird mit einem Rückgang des Bedarfs gerechnet. 

Der Bürgschaftsrahmen zur Förderung von Organisationen und Einrichtungen der Sozialwirtschaft 

sowie zur Förderung von Einrichtungen des Sports, der Wissenschaft und Forschung sowie der Kultur 



und Kunst in gemeinnütziger Trägerschaft, an denen das Land ein erhebliches Interesse hat, wird in 

Höhe von Insgesamt bis zu 20.000.000 Euro für erforderlich erachtet. 

Der Gewährleistungsrahmen zur Kreditabsicherung bei Gesellschaften, die sich in mehrheitlicher 

Landesbeteiligung befinden wird in Höhe von insgesamt bis zu 50.000.000 Euro im Haushaltsjahr für 

erforderlich erachtet, soweit die Absicherung nicht den Nummern 1 oder 3 zuzuordnen ist. 

Der Gewährleistungsrahmen zur Absicherung von Energieinfrastrukturprojekten wird in Höhe von ins­

gesamt bis zu 50.000.000 Euro im Haushaltsjahr für erforderlich erachtet. Satz 2 dient dazu, eine 

größere Flexibilität bei der Ausnutzung der zur Verfügung stehenden Ermächtigungsrahmen zu errei­

chen. 

Zu Absatz 2 

Es werden Bürgschaftsrahmen zur Absicherung von Ausstellungen und Exponaten von Leihgeberin­

nen und Leihgebern geregelt. 

Im Bereich der Kultur wird der Betrag in Satz 2 auf 200.000.000 Euro festgesetzt. Die Klassik Stiftung 

Weimar, die Stiftung Schloss Friedenstein Gotha, die Wartburg-Stiftung, das Panorama-Museum Bad 

Frankenhausen, die Stiftung Gedenkstätten Buchenwald und Mittelbau-Dora, das Museum Kloster 

Veßra sowie die Kulturstiftung Meiningen-Eisenach, Meininger Museen, nehmen für ihre Sonder­
ausstellungen die Bürgschaften/Staatshaftungen regelmäßig für die Realisierung von Thüringer Kul­

turprojekten in Anspruch. Für die im Jahr 2025 stattfindende Thüringer Landesausstellung „Thomas 

Müntzer Gedenkjahr 2025 und 500jähriges Jubiläum des Deutschen Bauernkrieges 2024/2025" ist 

mit einer größeren Anzahl von Staatshaftungsübernahmen der beteiligten Kultureinrichtungen zu 

rechnen. Bei originalen Kunstwerken, die aus der Zeit des Bauernkrieges im 16. Jahrhundert stam­

men, ist von hohen Versicherungswerten auszugehen. 

Der Betrag in Satz 3 bezüglich der Ausstellungen bei den Hochschulbibliotheken des Landes wird auf 
105.000 Euro festgelegt. Die Forschungsbibliothek Gotha plant für das Jahr 2025 eine Jahresausstel­

lung zum Gothaischen Hofkalender/Almanach de Gotha im Spiegelsaal von Schloss Friedenstein. In 

der Ausstellung sind auch Leihgaben vorgesehen, bei denen von einem Versicherungswert von etwa 

80.000 Euro auszugehen ist. Darüber hinaus plant die Universitätsbibliothek Weimar eine große Aus­

stellung zu dem deutsch-amerikanischen Fotografen Fritz Goro mit Leihgaben, sodass ein Versiche­

rungswert von etwa 25.000 Euro einzuplanen ist. 

Der Bürgschaftsrahmen für die Präsidentin oder den Präsidenten des Landtags wird auf 

1.000.000 Euro festgelegt. Im Haushaltsjahr 2025 ist geplant, neben kleineren Präsentationen drei 

bis vier große Kunstausstellungen zu zeigen. Ein weiterer Schwerpunkt wird auf Dokumentationen zu 

politisch-gesellschaftlichen Themen liegen. 

In Satz 5 wird festgelegt, dass auf die jeweiligen Höchstbeträge nach den Sätzen 1 bis 4 die aufgrund 

der jeweiligen Ermächtigungen bisheriger Thüringer Haushaltsgesetze in Anspruch genommenen 

Verpflichtungen angerechnet werden, soweit das Land daraus noch in Anspruch genommen werden 

kann. 



In Satz 6 wird bestimmt, dass bei einer Beendigung der Leihgabe und der Feststellung, dass das 

Land aus der Übernahme der Verpflichtung zur Abdeckung von Ersatzansprüchen nicht mehr in An­
spruch genommen werden kann oder Ersatz seiner Leistungen erlangt hat, der dadurch frei werdende 
Betrag für die Übernahme neuer Verpflichtungen wieder zur Verfügung steht. 

Zu Absatz 3 

Neben allgemeinen Freistellungen können insbesondere im Rahmen von Freistellungsverfahren nach 

Artikel 1 § 4 Abs. 3 des Umweltrahmengesetzes vom 29. Juni 1990 (GBI. 1 Nr. 42 S. 649), geändert 
durch Artikel 12 des Gesetzes vom 22. März 1991 (BGBI. 1 S. 766, 1928), durch das Land Unterneh­

men von der öffentlich-rechtlichen und privatrechtlichen Inanspruchnahme für vor dem 1. Juli 1990 

entstandenen Schäden, insbesondere sogenannte Altlasten, ganz oder teilweise freigestellt werden. 

Der Anspruch der freigestellten Unternehmen auf Finanzierung von Gefahrenabwehrmaßnahmen ist 

unbefristet. Die Freistellungsermächtigung wird für noch zu entscheidende sowie auch laufende Ver­

fahren, in denen Änderungsentscheidungen anstehen, benötigt. Dabei sollen 5.000.000 Euro für et­
waige Freistellungsentscheidungen im Normalprojektbereich, die sich gegebenenfalls durch Maßnah­

meerweiterungen und Preissteigerungen laufender Projekte ergeben können oder Ausfluss konkreti­
sierender Freistellungentscheldungen sind, vorbehalten sein. 

Zu Absatz 4 

Die Verordnung (EU) 2021/1069 des Europäischen Parlaments und des Rates über besondere Best­

immungen für das aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung sowie aus Finanzierungs­

instrumenten für das auswärtige Handeln unterstützte Ziel „Europäische territoriale Zusammenarbeit" 
(lnterreg) (ABI. L 231 vom 30.6.2021, S. 94) wurde für die Strukturfondsperiode der Jahre 2021 bis 

2027 verabschiedet. Die Europäische Kommission verlangt von den am lnterreg-Programm teilneh­
menden Mitgliedstaaten eine Zustimmung zum Kooperationsprogramm und eine Bestätigung der Ko­

finanzierung des lnterreg-Programms. Sollten die vom Programm Begünstigten ihren Verpflichtungen 
nicht nachkommen, besteht eine Einstandspflicht des Mitgliedstaats. 

Durch die Erklärungen des Bundes als Vertreter des Mitgliedstaates gegenüber der Europäischen 

Kommission kann es somit zu einer Finanzierungs- und Haftungsverlagerung zu Lasten des Bundes 
kommen. Der Bund verlangt daher ihm gegenüber die gleichen Erklärungen von den Ländern, die für 

die Abwicklung der lnterreg-Programme in Deutschland zuständig sind. Die Erklärungen gegenüber 

dem Bund sind Voraussetzung für eine mögliche Teilnahme Thüringer Projektpartner am lnterreg­
Programm. Auch nach Programmabschluss kann es noch zu Forderungen kommen. 

Zu Absatz 5 

In Thüringen übernimmt die Thüringer Glasfasergesellschaft mbH die Koordinierung und Ausführung 
des geförderten Breitbandausbaus für die Kommunen, soweit sie von diesen beauftragt wurde. Der 

Bund fördert den Ausbau der Breitbandversorgung durch kommunale Gesellschaften des privaten 

Rechts nur unter der Voraussetzung, dass eventuelle Rückforderungen abgesichert sind. Die vorlie­
gende Freistellungsermächtigung soll eine anteilige Absicherung der Bundes-Fördersumme durch die 

Gesellschafter der Thüringer Glasfasergesellschaft mbH sicherstellen. Diese Verfahrensweise ist mit 

dem Bund vereinbart und wird durch die Bewilligungsbehörde des Bundes als thüringen-spezifische 

Ausnahme akzeptiert. Aus den Erfahrungen der letzten Jahre und der Annahme einer gleichbleibend 



hohen Förderung des Bundes mit etwa 200.000.000 Euro wird nach entsprechenden Ermittlungen für 

das Jahr 2025 eine notwendige Freistellungsermächtigung in Höhe von 31.000.000 Euro geregelt. 

Die Abfinanzierung der eingegangenen Freistellungen erfolgt im Rahmen des Einzelplans 07. 

Soweit eine Freistellung in Anspruch genommen wird, soll auch eine Erlösabschöpfung bis zur Höhe 

der Leistung des Landes bei der Thüringer Glasfasergesellschaft mbH aus den in zukünftigen Jahren 

erwirtschafteten Pachteinnahmen des betroffenen Projektes erfolgen. Es ist daher grundsätzlich da­

von auszugehen, dass bei Inanspruchnahme von Freistellungen in späteren Jahren entsprechende 

Mittel an den Landeshaushalt zurückfließen werden und für den Freistaat langfristig kein Schaden 

entsteht. Zur Sicherstellung dieser Vorgehensweise ist für den Fall der Inanspruchnahme der Frei­

stellung im jeweiligen Freistellungsbescheid Vorsorge zu treffen. 

Zu § 15 • Fortgeltung 

In der Bestimmung wird die Fortgeltung von Regelungen für den Fall geregelt, dass der Haushaltsplan 

des dem Gesetz folgenden Haushaltsjahres nicht vor Beginn des Rechnungsjahres durch Gesetz 

festgestellt werden kann. 

Zu§ 16 - Gleichstellungsbestimmung 

Mit dieser Bestimmung wird klargestellt, dass Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz 
jeweils auch für Personen, die mit der Angabe „divers" oder ohne eine Angabe des Geschlechts in 

das Geburtenregister eingetragen sind, gelten. 

Zu§ 17 - Inkrafttreten 

In der Bestimmung ist geregelt, zu welchem Zeitpunkt das Gesetz in Kraft tritt. 
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Landeshaushalt Gesamtplan 

Teil I Haushaltsübersicht 2025 

A. Zusammenfassung der Einnahmen und Ausgaben der Einzelpläne 

Einnahmen 

Einzelplan 0 1 2 3 4 
Einnahmen aus Verwaltungs• Einnahmen aus Einnahmen aus summe Personal-

Steuern und einnahmen, Zuweisungen Schuldenauf• ausgaben 
steuerähnlichen Einnahmen aus und Zuschüssen nahmen, aus Einnahmen 

Abgaben Schuldendienst init Ausnahme Zuweisungen 
und dgl, für Investitionen und Zuschüssen 

für Investitionen, 
besondere 

Finanzierungs-
einnahmen 

-EUR- - EUR- -EUR- - EUR- - EUR- - EUR -

1 2 3 4 5 6 7 

01 119.500 119,500 50.178.400 

02 2.311,500 430.000 2.741.500 36,101.700 

03 45.281.800 13.681.400 58.963.200 518.325.100 

04 9,942.300 35,909.000 17,000.000 62.851,300 1.553.744.300 

05 114.532.500 650.000 115.182.500 263.098.500 

06 23.595.100 3.203.900 26.799.000 202. 724.800 

07 51.458.900 267.564.300 314.430.900 633.454.100 21.121.100 

08 22.897.000 516,553.200 35.988.400 575.438.600 81.391.200 

09 13,600.000 9.495,600 1.241.000 1,569.000 25,905,600 67,121.300 

10 750.000 49.624.700 598,873,300 203.948.800 853.196.800 186.125.100 

11 9.900 9.900 8.821.600 

12 500 500 437.000 

16 41.000 5.160.800 7,000.000 12.201.800 16.259.900 

17 8.849.000.000 71.999.600 1.652.077. 700 810.565.900 11.383,643.200 683,644.100 

18 

Summe2025 8.863.358.000 401.309.900 3.095.344.600 1.390.503,008 13.750.507.500 3.689.094.100 

Summe2024 8.727.650.000 335.397.500 2,943,921.700 1,536.811.400 13.543.780,600 3,641.443.600 

Vgl. zu 2024 +135.700.000 +65.912.400 +151.422.900 -146.308.400 +206.726.900 +47.650.500 
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Landeshaushalt Gesamtplan 

Teil I Haushaltsübersicht 2025 

A. Zusammenfassung der Einnahmen und Ausgaben der Einzelpläne 

Ausgaben 

5 6 7 8 9 + Überschuss 
Sächliche Ausgaben für Baumaßnahmen Sonstige Besondere Summe 

Verwaltungs- Zuweisungen Ausgaben für Finanzierungs- - Zuschuss 
ausgaben usw., und Zuschüsse Investitionen ausgaben Ausgaben 
Ausgaben für mit Ausnahme und Investitions-

den für Investitionen förderungs-
Schuldendienst tnaßnahmen 

-EUR- -EUR- • EUR- -EUR- -EUR- -EUR - -EUR-
8 9 10 11 12 13 14 

U.291.400 17.422.800 3.829.800 82,722.400 -82.602.900 

16.161.200 178.281.400 110.000 52.571.100 283.225.400 -280.483.900 

127,542.800 175.345.900 280.000 104.993.500 926.487.300 -867 .524.100 

50.776.400 671.296,000 46,674.800 2.322.491.500 -2.259.640.200 

154.418.600 34.383.300 8.899.500 460.799.900 -345.617.400 

21.013.000 1.299.100 57.000 800.400 225.894.300 -199,095.300 

64.587.100 1.089.051.900 22.400.000 453.040.200 1.650.200.300 -1.016.746.200 

37.098.500 762.026.800 118.174.700 2.230.000 1.000,921.200 -425.482.600 

37.179.600 66.242.300 28.938.200 117.194.800 295.000 316.971.200 -291.065.600 

130.438.800 756.712.700 117.323.100 376.752.600 1.567.352.300 -714.155.500 

530.600 3.200 18.100 9,373.500 -9.363.600 

104.200 541.200 -540.700 

145.342.600 35.446.700 47.435.400 244.484.600 -232.282.800 

426.324.600 3.354.405.800 700.000 187.202.600 -165.596.900 4.486.6B0.200 6.B96.963.000 

25.2B8.600 116.112.500 30,961.100 172.362.200 -172.362.200 

1.248.098.000 7.141.917.900 · 285.920.800 1.548.54B.600 -163.071.900 13,750.507 .500 0 

1.170.179.200 6.807 .163.600 278.986.800 1.801.515.000 -155,507.600 13.543. 780.600 0 

+77.918.800 +334.754.300 +6.934.000 -252.966.400 -7,564.300 +206,726.900 +O 
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Landeshaushalt Gesamtplan 

Teil I Haushaltsübersicht 2025 

B. Zusammenfassung der Verpflichtungsermächtigungen der Einzelpläne 

Einzel- Bezeichnung 
Verpflich-

durch die Verpfllchtungsermächtigung tungs-
plan ermächti- entstehende Rechtsverpflichtungen 

gungen 

2025 2026 2027 2028 2029 ff. 

1.000 EUR 

1 2 3 4 5 6 7 

01 Thüringer Landtag 750 750 

02 Thüringer Staatskanzlel 23.442 12.672 5.027 3.612 2.132 

03 Thüringer Ministerium für Inneres und Komrnunales 221.261 28.621 39.728 31.853 121,059 

04 Thüringer Ministerium für Bildung, Jugend und Sport 257.385 84.930 89,177 72.678 10.600 

05 Thüringer Ministerium für Migration, Justiz und 64.680 2.303 468 93 61.816 
Verbraucherschutz 

06 Thüringer Finanzministerium 

07 Thüringer Ministerium für Wirtschaft, Wissenschaft und 814.061 249.830 230.131 170.573 163.527 
Digitale Gesellschaft 

08 Thüringer Ministerium für Arbeit, soziales, Gesundheit, 198.821 88.581 53.708 43.017 13.515 
Frauen und Familie 

09 Thüringer Ministerium für Umwelt, Energie und Naturschutz 160.550 61.638 45.873 36.192 16.847 

10 Thüringer Ministerium mr Infrastruktur und Landwirtschaft 2,373.026 206.721 146.075 94.021 1.926.209 

11 Thüringer Rechnungshof 

12 Thüringer Verfassungsgerichtshof 

16 Informations- und Kommunikationstechnik 88.157 39.931 26.161 16.016 6,050 

17 Allgemeine Finanzverwaltung 48.260 23.610 13.150 11.500 

18 Staatliche Hochbaumaßnahmen 152.880 107.010 41.870 4.000 

Zusammen 4.403.273 906.596 691.368 483.555 2.321.755 
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Landeshaushalt 

Teil II Finanzierungsübersicht 2025 

1 

Ermittlung des Finanzierungssaldos 

1. Ausgaben 

abzüglich 

1.1 Tilgungsausgaben am Kreditmarkt 

1.2 Zuführungen an Rücklagen, Fonds und Stöcke 

1.3 Ausgaben zur Deckung von Fehlbeträgen aus Vorjahren 

1.4 Haushaltstechnische Verrechnungen 

Ausgaben im Finanzierungssaldo 

2. Einnahmen 

abzüglich 

2,1 Schuldenaufnahmen am Kreditmarkt 

2.2 

2.3 

2.4 

Entnahmen aus Rücklagen, Fonds und Stöcken 

Einnahmen aus Überschüssen der Vorjahre 

Haushaltstechnische Verrechnungen 

Einnahmen im Finanzierungssaldo 

3. Finanzierui1gssaldo 

Zusammensetzung des Finanzierungssaldos 

4, Verschuldung am Kreditmarkt 

4.1 Tilgungsausgaben an Kreditmarkt 

4.2 Schuldenaurnahmen am Kreditmarkt 

Gesamtplan 

Betrag 
für 

2025 
EUR 

2 

13.750.507,500 

163.004.500 

2.230.000 

295.000 

13.584.978.000 

13,750.507.500 

824.534.300 

295.000 

12.925.678.200 

-659.299,800 

163.004.500 

Saldo 163.004.500 

5, Rechnungsergebnisse aus Vorjahren 

5.1 Ausgaben zur Deckung von Fehlbeträgen aus Vorjahren 

5.2 Einnahmen aus Überschüssen der Vorjahr\) 

Saldo 

6. Rücklagenbewegung 

6.1 Zuführungen an Rücklagen, Fonds und Stöcke 

6.2 Entnahmen aus Rücklagen, Fonds und Stöcken 

Saldo 

7. Finanzierungssaldo (aus Nr. 4, 5 und 6} 
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2.230.000 

824.534.300 

-822,304.300 

-659.299.800 



Landeshaushalt Gesamtplan 

Teil III Kreditfinanzierungsplan 2025 

Betrag 
für 

2025 
Mio, EUR 

1 2 

A. Kredite am Kreditmarkt 

1. Aufnahme von Krediten am Kreditmarkt(§ 2 ThürHhG 2025 unter 601,0 
Berücksfchtlgung der geplanten Auswirkungen des Thüringer Gesetzes zur 
finanzpolitischen Vorsorge für die steigenden Ausgaben der Beamtenversorgung) 

II. Tilgung von Krediten am Kreditmarkt 764,0 

III. Nettokreditaufnahme(+)/ Nettokredittilgung(-) am Kreditmarkt (Nr. 1 abzgl. Nr. 11) -163,0 

B. Kredite im öffentlichen Bereich 

1. Einnahmen aus Krediten im öffentlichen Bereich 0,0 

II. Ausgaben zur Schuldentllgung im ötfentllchen Bereich 0,0 

III. Netto-Tilgung Im öffentlichen Bereich 0,0 
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